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e. 


Bekanntmachung. 

Der Unterricht im bieſigen Königlichen Marien⸗Gymnaſtum wird Don- 
nerſlag den 3. Auguſt wieder beginnen. Indem wir diefes zur Kenntniß 
reſfenden Eltern und Vormünder bringen, bemerken wir zugleich, daß 

das Schuljahr dieſes Mal ausnahmsweiſe erſt Ende Oktober ſchließen wird. 
Poſen, den 28. Juli 1848. Königliches Provinzial⸗Schul⸗Collegium 

v. Beurmann. 
— 


i Inland. 

Berlin, den 30. Juli. Des Königs Majeſtät haben wegen Errichtung 
der proviſoriſchen Centralgewalt in Deutſchland, zu welcher Se. Kaiſerl. Ho⸗ 
heit der Erzherzog Johann von Oeſterreich durch feine Ernennung zum Reichs⸗ 
verweſer berufen worden, den nachfolgenden Armeebefehl erlaſſen: 

Armeebefehl. 

„Zur Kräftigung der Einheit des gemeinſamen Vaterlandes iſt die Füh⸗ 
rung der deutſchen Central- Angelegenheiten einem Reichsverweſer anverkraut 
worden. Ich habe Mich für die Wahl Sr. Kaiſerl. Königl. Hoheit des Erz⸗ 
herzogs Johann ausgeſprochen, nicht nur, weil dieſer Fürſt Mein perſönlicher 
Freund iſt, ſondern auch, weil er in Krieg und Frieden einen glorreichen Namen 
erworben hat. 

Preußen weiß, daßſdie Kraft Deutſchlands zugleich feine eigene ift. Preußen 
weiß, wie ſehr Deutſchland der erprobten Tapferkeit der preußiſchen Truppen 
vertraul. Es weiß, daß die Geſchicke Deutſchlands weſentlich auch auf ſeinem 
treuen Schwert beruhen. Für alle gemeinſamen Zwecke Deutſchlands wird es 
daher aufrichtig feine Ehre darin ſetzen, den Frieden, die Freiheit und die Uns 
abhängigkeit der deutſchen Nation durch ſeine Armee mit allen deutſchen Brü⸗ 
dern nachdrücklich zu ſchützen. 2 g 

Soldaten! Ueberall, wo preußiſche Truppen für die deutſche Sache einzu⸗ 
treten und nach Meinem Befehl Sr. Kaiſerl. Königl. Hoheit dem Reichsverwe⸗ 
ſer ſich unterzuordnen haben, werdet Ihr den Ruhm preußiſcher Tapferkeit und 
Disziplin treu bewahren, ſiegreich bewähren. Bellevue, den 29. Juli 1848. 

g (gez.) Friedrich Wilhelm. 
a " (gegengez.) Freiherr von Schreckenſtein.“ 
Die kommandirenden Generale find beauftragt worden, dieſen Befehl den 
Truppen bekannt zu machen. 0 


Berlin, den 30. Juli. Se. Majeftät der König haben Aflerguädigft geruht: 
Den Staats: Minifter Camphauſen als Allerhöchſtihren Bevollmächtigten bei 
der proviſoriſchen Centralgewalt von Deutſchland nach Frankfurt a. M. abzuord⸗ 
nen, dem gedachten Bevollmächtigten find der Oberft: Lieutenant Fiſcher, der 
Wirkliche Legations⸗Rath von Kamptz und der Geheime Finanz-Rath Cam p⸗ 
hauſen beigeordnet worden, um demſelben bei der Ausführung der ihm über⸗ 
tragenen Geſchäfte zur Seite zu ſtehen. 


Se. Majeſtät der König haben Allergnäbigft geruht: Dem Ober-Präſidenten, 


irkli i Rath ing, die von ihm nachgeſuchte Dienfts 
Wirklichen Geheimen Rath von Meding, m nac 
Eutlaſſung zu bewilligen und die Verwaltung des Ober-Praͤſidiums der Provinz 


Brandenburg einſtweilen dem Wirklichen Geheimen Legatlons⸗Rath 3 
von Patow, zu übertragen; jo wie dem beim Ministerium für Handel, 22 
werbe und öffentliche Arbeiten angeftellten Geheimen Regiſtrator Schmedicke 
den Charakter als Kanzlei. Kath zu verleihen. i 

Der Wirkliche Geheime Legations-Nath, Freiherr von Patow, iſt nach 
Potsdam abgereist. 


— ——— . — 


Poſen, den 30. Juli. 

Schluß des in unferer letzten Nummer abgebrochenen Leitartikels.) Das 
anzige Reſultat des Zunftzwanges blieb alſo die ganz nutzloſe Feſſelung und 
Lähmung der producirenden Kräfte, die zur Hebung des Nationalreichthums in 
zübriger Weiſe hätten verwendet werden follen. Aber an das Ganze, an die 
Nation und ihren Wohlſtand wurde eben während des Mittelalters nicht gedacht, 
und auch in der neuern Zeit wollte auf dem Kontinent wenigſtens dieſer Be— 
griff lange nicht zu lebendigem Durchbruch kommen. Als es aber endlich doch 
aner d da wandte ſich der erwachte Volksgeiſt gegen das Zunftweſen als einen 
einer bisherigen Antagoniſten und ſchwächte oder ſtürzte dieſe dem nationalen 
Aufſchwung feindlich entgegenſtehende Macht. 

In Preußen war gleichzeitig mit der Aufhebung der bäuerlichen Unterthä⸗ 
nigkeit auch die Zunftgewalt gebrochen. Die Arbeit wurde gegen eine Gebüh⸗ 
renentrichtung an den Staat Jedermann frei gegeben, der auf Gewerbeſchein an⸗ 
gefiedelte Patentmeiſter dem Zunftmeiſter in allen Rechten gleichgeſtellt, der freie 
Austritt aus der Zunft fo wie die freiwillige Auflöſung einer ſolchen Genoſſen⸗ 
ſchaft genehmigt, ſa unter Umſtänden ſogar die Zwangsauflöſung einer Zunft 
angeordnet Die von Preußen proklamirte Gewerbefreiheit ward einige Jahre 
ſpäter auch vom Fürſtenthum Naſſau adoptirt, während andere Deutſche Staa⸗ 
ten wie Baiern, Würtemberg das Zunftweſen durch neue Gewerbeordnungen 
nur modificirten, dagegen Hannover, Churheſſen. Oldenburg wegen der in der 
Gewerbefreiheit ſich herausſtellenden Mißſtände die ſchon abgeſchafften Zünfte 
wieder einführten. f 22 

Denn zu läugnen iſt es nicht, daß auch die Freiheit ihre Gefahren mit ſich 
bringt, obwohl die aus der Schrankenloſigkeit des Mitwerbens deducirten Uebel 
meiſt überſchätt und zu hoch berechnet worden find. Es iſt wahr, daß auch die 
anſtürmende Konkurrenz jüngerer Kräfte manches alte, früher durch das zünſ⸗ 
tige Privilegium aufrecht erhaltene Haus zuſammenſtürzte. Aber der Staat 
hat nicht dafür zu ſorgen, daß jedem Einzelnen im Wechſel der Konjunkturen fein 
ehemaliger Wohlſtand erhalten werde; er hat genug gethan, wenn er vor dem 


Peoſener Zeitung. 


ienſtag den 1. Auguſt. 


1848. 


Nothſtand ſicher ſtellt, und jedem in dem Gewerbskampf aus Reih und he 
verdrängten Invaliden ein vor Hunger ſchützendes Aſyl unter was immer. ſu 
einen Namen eröffnet. . Fir, 
Ingleichen muß zugegeben werden, daß fie wie vormals die ſchwitrige Er⸗ 
langung der Meiſterrechte, ſpätes Heirathen aus bloßer Konvenienz ohne Nei⸗ 
gung zur Folge hatte, bei der Gewerbefreiheit oft leichtſinnige Ehen auf ſangui⸗ 
niſche Hoffnungen hin ohne hinreichende Vermögensgrundlage geſchloſſen wer⸗ 
den, daß ferner die unbeſchränkte Befugniß jegliches Gewerbe zu jeder Zeit zu 
ergreifen, oft ein planloſes, Kräfte zerſplitterndes Wechſeln der Hantierung her⸗ 
beiführte. Doch leuchtet es ein, daß bei beſſerer Geſtaltung des Volksſchulwe⸗ 
ſens, durch frühzeitige Gewöhnung des Sinnes an Stetigkeit und haushälteriſche 
Berechnung, jene Abgründe vermieden werden können, die ſich zu beiden Seiten 
der Gewerbefreiheit aufthun. ö 
So gar unempfänglich für die aus der täglichen Erfahrung ſich ergebeuden 
Lehren darf man ſich den Geiſt der Maſſe nicht wohl vorſtellen; die Koſten des 
Ueberganges von einem bisher betriebenen Gewerbe zu einem andern hinterhält 
von ſelbſt die allzuhäufigen Veränderungen, und die Furcht vor dem nachkom⸗ 
menden Elend ſcheucht mit der Zeit doch die vorzeitigen Heirathsgedanken zu⸗ 
rück, wit denn auch wirklich in den Ländern, wo vollkommene Gewerbefreiheit 
gilt, allmählig die Geſellenzahl im Verhältniß zur Ziffer der ſelbſtſtändigen 
Meiſter doch zu wachſen anfängt. Den letzteren aber, die oft mit Entbehrun⸗ 
en zu kämpfen haben, könnte in vielen Fällen ein gewiſſes Gefühl wohlbebäbi⸗ 
ger Zufriedenheit ſchon dadurch wiedergewonnen werden, wenn ſie ſich entſchließen 
wollten, den mannigfaltigen Luxusbedürfniſſen zu entſagen, und ſo ſich gewöhn⸗ 
ten, das Entbehrte nicht zu vermiſſen. f 
Wenn die geſellſchaftlichen Zuſtände ein ſo gründliches Amendement zu be⸗ 
ſtehen haben, wie beim Uebergang aus dem Zunftzwang zur Gewerbefteiheit, 
da müſſen auch gleichzeitig andere unterſtützende Einrichtungen getroffen werden, 
um in organiſcher Verknüpfung den Hauptzweck zu ſichern und vor Bloßſtellung 
zu ſchutzen. Die zum Gewerbskampfe ausrückenden Handwerkskohorten müſſen 
ebenſo wie die im Felde den öffentlichen Dienſt verfehende Armee ihr Lazareth 
und Invalidenhaus haben; mit dem epikureiſchen Sinn für den Genuß, der doch 
das letzte Ziel ihres Strebens fein ſoll, müſſen fe zugleich doch auch einen ſol⸗ 
datiſchen, gegen Strapazen und Entbehrungen gleichzeitigen Stoitismus ver⸗ 
binden. Ohne jene Herſtellung der Civil⸗Invalideuanſtalt, ohne diefe Erzie⸗ 
hung zu genußfähiger Entſagungskraft bleibt die vollkommene Gewerbeſreiheit 
eine iſolirte und deshalb in ihren Folgen Gefahr bringende Einrichtung, da ſich 
aus den Reihen der unverſorgten, anſpruchsvollen Handwerksinvaliden das Pro⸗ 
letariat täglich neu rekrutirt. Einer ganz unbegrenzten Gewerbefreiheit möch⸗ 
ten wir aber auch bei alledem nicht das Wort reden und die bei Reform der 
Gewerbs⸗Geſetzgebung feſtzuhaltenden Geſichtspunkte in folgenden Sätzen zu⸗ 
ſammenzufaſſen ſein: N f 
1) Die Zünfte in ihrer frühern, den Aufſchwung der Gewerbe niederhal⸗ 
tenden Geſtalt ſind und bleiben aufgehoben. 
2) Dafür werden Innungen errichtet, die ohne Einfluß auf die Gewäh⸗ 
rung oder Verweigerung des Gewerbbetriebes, nur für die Regelung der inner⸗ 


halb der G enſchaft heraustretenden Verhältniſſe Sorge zu tra n haben. 
Ihnen obliegt en — 3 { orge z ge e 
lung gegen die Lehrlinge, die Unterſtügung u 18 zeug auf feine Pflichterfül⸗ 


2 Geſellen, (Nachweiſeburcaus) die Schl 
ſter und Geſellen ausbrechenden Streitigkeiten, ferner die Anregu i 
entſprechenden Theilnahme der Genoſſenſchaft an den Fattſch alen e 
durch Anſchaffung von Schriften, Modellen, Zeichnungen. 

3) Die vormalige zerſplitternde Sonderung der Gewerbe ift durch eine die 
verwandten Hantirungen beſſer zuſammenfaſſende Abtheilung zu erſetzen, ſo daß 
eine Innung mehrere der älteren Zünfte iu ſich aufnehmen müßte. 
forte Gänzlich freizugeben ſind die Gewerbe, die ein großes Anlagekapital er⸗ 
Gewäh und dadurch ſchon gegen leichtſinnige, unberechnete Unternehmungen 
Bra a leiften; ebenſo die für ferne Abfagmärkte arbeitenden Gewerbe, bei wel⸗ 
* u ſachverſtändiger Verleger zwiſchen dem kleinen Handwerker und dem 
5 dir enden Konſumenten als Vermittler eintritt, und durch ſeinen perſönlichen 
Kredit die relative Güte der dem Publikum angebotenen Waare garantirt. 

5) Einen vorherigen Nachweis der Befähigung fordere man in den Ges 
werben, bei welchen entweder ein einmaliger Fehlgriff ſchon dauernden Nachtheil 
für Leben und Vermögen Anderer herbeizuführen vermag (Bäcker, Fleiſcher, 
Bauleute), oder wegen des geringen Anlagekapitals ein Andrang von halbaus⸗ 
gebildeten Vewerbern zu fürchten wäre, die dann in der Konkurrenz durch die 
us Arbeiter überflügelt, der Gemeinde und der Innung zur Laſt fallen 

6) Dieſer Nachweis beſtünde in der Regel in einer Prüfung vor der hiers 
für zu ernennenden Kommiſſton, deren Vorſtand kein Gewerbsmitglied ſein 
dürfe, in die ferner der Bewerber einige mitſtimmende Sachkenner ſelbſt zu ber 
rufen das Recht haben müßte. 4 

) Eine polizeiliche Verſagung des Pateuts wäre höchſtens in dem e 
Fall zuläſſig, wenn bei einem bloß auf den lokalen Abſatz beſchränkten 80 die 
das Augebol ohnehin ſchon zum Vegehr in einem Miß verhältnis Aunſliche 
Wahrſcheinlichkeit herausiritt, daß ein neuer Muwerber nur om f 5 
Aureizung des Begehrs, durch hinterhaltiges Verdrängen lun 0 35 — 
würde in die Höhe bringen können. Einen Anhalt zur er en 7 
reits eine ſolche Ueberfüllung vorhanden, gäbe das Verba zer lei er 4 > 
beſchäſtigten Geſellen- und Meiſterzahl; je größer jene im Vergleich zu ieſer, 
um fo weiter entfernt noch liegt die Gefahr der üb nenen p lizel dieſes Ei 

„Man wird in Zukunft einer volksthümlich u aber ode dieles Eins 
griffsrecht in die freie Selbſtbeſtimmung vielleicht u er Zuverſicht über» 
laſſen dürfen, wenn ſte ſelbſt wird Proben gegeben haben, daß fie taktvoll Ver⸗ 
hältniffe, die nicht auf evidente Weiſe unmittelbar für Jedermanns Auge ſich 
darſtellen, mit richtigem Sinne zu erfaſſen und zu dirigiren verficht, 

f — 


gliche Unterbringung der 
ichtung der zwiſchen Mei⸗ 


Hr 1034 5 


Poſen, den 31. Juli. In den erſten Tagen des kommenden Monats 
wird das ſeit vielen Jahren hier garniſonirende 18. Infanterie-Regiment aus⸗ 
rücken und nach Weſtpreußen verlegt werden. An ſeine Stelle erhalten wir das 
5. Regiment. Außerdem wird die Beſatzung unſerer Feſtung durch eine Bat- 
terie von Magdeburg verſtärkt. Als den erſten Schritt zur Reorganiſation der 
Verwaltungsbehörde dürfen wir die beporſtehende Auflöſung der Abtheilung III. 
der hieſigen Regierung betrachten. Ihre Funktionen verſehen fortan vier von 
einander unabhängige Forſt⸗ und Domainen⸗Direktoren, die ihren Sitz in Poſen, 
Bromberg, Gneſen und Meſeritz nehmen werden. 

Berlin, den 26. Inli. Gegen die Concentrirung der Gewalt zu 
Frankfurt ſpiicht ſich hier immer entſchiedener die Meinung eines Theiles der 
Bevölkerung, vor Allem aber des Militairs, aus, In einzelnen Compagnien 
der hieſigen Garniſonstruppen haben ſaͤmmtliche Unteroffiziere und Soldaten die 
beſtimmte Weigerung ausgeſprochen, dem Reichsverweſer den Huldigungseid “) zu 
leiſten. Auch die Preſſe bleibt dieſer Geſinnung nicht fremd. Nicht nur die 
„Deutſche Wehrzeitung,“ auch die durch die einflußreichſten Perſonen des alten 
Regime geleitete „Neue Preußiſche Zeitung“ ſpricht dieſelbe unumwunden aus. 
Sie nennt den „kühnen Griff“ des Herrn v. Gagern einen „vorher wohl überleg. 
ten Pfiff“ und ſchreibt die Anweiſung, welche der Reichskriegsminiſter an die 

„Landeskriegsminiſter“ erläßt, einer „ſonderbar benebelnden Kraft der Fraukfurter 
Luft“ zu. — Seitens unſers Gouvernements hat man zwei Kammergerichtsräthe 
on denen der eine Hr. v. Bülow) und zwei Näthe aus dem Miniſterium des 
Innern nach dem Großherzogthum Poſen mit unumſchränkter Vollmacht 
geſandt. Die Delegirten ſind beauftragt, die dortigen Gefaͤngniſſe zu revidiren, 


die über die in der letzten politiſchen Juſurrektion Kompromittirten geführten Un: . 


terſuchungsakten zu prüfen und wo es irgendwie thunlich, die Unterſuchungen 
niederzuſchlagen und die Gefangenen frei zu laſſen. Man hofft auf. dieſem Wege 
der von der National-Verſammlung niedergeſetzten Kommiſſion zur Prüfung der 
Poſener Angelegenheiten entgegenzukommen und ſo etwanigen Vorwürfen der 
Polenfreundlichen Partei der National-⸗Verſammlung zu entgehen. 

Berlin, den 30. Juli. In Frankfurt a. M. war von folgender Beſetzung 
der Reihsminifterien die Rede: I) Miniſter des Auswärt. und Eonfeils-Präft- 
dent: noch nicht ernannt. Unterſtaats⸗Secretär: Max v. Gagern (jüngerer 
Bruder des Präſidenten der National-Verſammlung); 2) Miniſter des Innern: 
v. Schmerling, Unterſtaatsſecretäre: Baffermann, aus Mannheim, und 
v. Würth, aus Wien; 3) Finanz⸗Miniſter: Staatsrath Mathy, aus Carls⸗ 
ruhe, Unterſtaatsfecretär: Meviſſen, aus Rheinpreußen; 4) Handelsminiſter: 
Senator Duckwitz, aus Bremen, Unterſtaatsſecretär: Prof. Herrmann, aus 
München; 5) Kriegsminiſter: General⸗Major v. Peucker, Unterſtaatsſecretär: 
k. preuß. Oberſt Brandt (früher bei dem 5. Armee⸗Corps); 6) Juſtizminiſter: 
Dr., Heckſcher, Unterſtaatsſecretär: Prof. Nob. Mohl, aus Heidelberg. 
(Mit Ausnahme der HH. v. Peucker, Duckwitz und Brandt find ſämmtliche 
Vorgenannte Mitglieder der National⸗Verſammlung.) 

— Der Reiſe des Gen. v. Below nach Wien fol hauptſächlich die Fort⸗ 
fegung des Krieges mit Dänemark zum Grunde liegen. 


— Hr. v. Bederath e wieder verlaſſen, um nach Frankfurt 


rück ren; er nimmt die Beruhigung mit, daß die Hauptſchwierigkeiten 
wild ſich der Begründung der deulſcen Einheit e en von am aus 
befeitigt find, nur hat Preußen feine ſtarke Organiſation, zum Wohle von 
Deutſchland ſelbſt, ſich bewahren müſſen. 

Frankfurt a. M., den 25. Juli. In den beiden geſtern Vor- und Nach⸗ 
mittag ſtattgefundenen Sitzungen des deutſchen Gewerbecongreſſes wurde 
die Diskuſſton über die Grundzüge zum Entwurf der künftigen deutſchen Gewer— 
beordnung fortgeſetzt. Sie drehte ſich auschließlich um die wichtige Frage 
über die Realgerechtſame. Das Reſultat der Verhandlungen der geſtrigen Con— 
greßſitzung war der folgende Beſchluß: Mit Einſührung der neuen dentfchen all— 
geweinen Gewerbeordnung find alle an dem Betriebe von Handwerken oder tech⸗ 
niſchen Gewerben haftende Realrechte aufzuheben. Vorher ſollen jedoch fänmt- 
liche betreffende Staatsbehörden nach Grundſätzen der Billigkeit den Werth der 
einzelnen Realrechtbeſitze mit Rüͤckſicht auf die, in dieſem Augenblick auf fraglichen 
Gewerbs⸗Realitäten haftenden Paſſtonen ermitteln, und hiernach eine billige Ent- 
ſchädigung feſtſetzen, welche, wo möglich, binnen Jahresſriſt zu erſtatten iſt. 

Frankfurt a. M., den 27. Jull. 49 ſte Sitzung der National 
Verſammlung. Neun Uhr iſt vorüber. Die Deputirten ſind noch nicht der 
größeren Zahl nach anweſend. Sie bilden Gruppen und beſprechen ſich. Die 
Sitzung wird gegen 9 Uhr eröffnet. Flottwell erhält nach Verleſung des 
Protokolls das Wort und will die Anklage feiner Verwaltung eutſchieden zurück 
weſſen; namentlich die von einem Redner herausgeriffene Stelle aus feinem Mes 
molre beleuchten. Er beſchwert ſich darüber daß ihm das Wort geſtern nicht 
gegeben worden. Der Präſident rechtfertigt ſich darüber, daß Herr v. Flott- 
well geſtern nicht zu Worte gekommen ſei. Er geflattet aber nur die Beſchwerde 
darüber im Protokoll. v. Flottwell beanſprucht für ſich das Wort und will 
die Verſammlung eutſcheiden laſſen. Präfident erklärt ſich geneigt dazu, hält 
aber mit den Worten, daß dann ſich noch mehrere Reduer melden würden der 
Verſammlung eine Drohung vor. Er ſtellt die Frage darüber. Die Verſamm⸗ 
lung entſcheidet ſich nicht mit Maforität für die nachträgliche Ertheilung des Wor⸗ 
tes an Hrn. Flottwell. R. Blum motivirt nun ſeinen geſtrigen Antrag, und 
bittet um einen Reduer für die Linke vor dem Berichterſtatter, weil 3 Redner 
mehr für den Kommiſſtonsantrag geſprochen. — Er ſchlägt Herrn Re vor. 
Die Verſammlung verwirft mit ſehr geringer Majorität dieſen Antrag. Präſi⸗ 
dent verlieſt einen Antrag Jordans. Die Nationalverſammlung beſchließt, 

*) Von einem Huldigungseid iſt unſres Wiſſens nirgends die Mede gewefen, 


wird die Reihefolge zur Abſtimmung gebracht. 


daß kein politiſcher Flüchtling aus Deutſchlaud verwiefen werde sc. Der Be⸗ 
richterſtatter Stenzel hat nun das Wort. Drei Punkte find es die wir vor 
Allem zu betrachten haben. 1) Anerkennung der Aufnahme 3 Mill. Deutſche in 
den Bund, 2) die Feſtſtellung der Reichsgrenze, 3) die Gründung eines Kerns 
zur freien Entwickelung einer Polniſchen Nationalität. Alles Uebrige hängt das 
mit zuſammen. Die Aufnahme der Deputirten, die Trennung des deutſchen und 
polniſchen Theils und die Zuſicherung der Erhaltung der Nationalität für alle Po: 
len, alſo auch für die in Weſtpreußen. In der Ausführung bemerkt der Redner, 
daß es ſehr wünſchenswerth geweſen wäre, wenn einem Militär über die Bedeu⸗ 
tung der Feſtung Poſen das Wort gegeben worden wäre. (Es befanden ſich 
Männer unter den zahlreichen noch eingetragenen Rednern, die dieſe Erörterung 
beabſichtigt hatten.) Er geht ſoeben in ſeiner Betrachtung über die 3 Punkte ins 
Einzelne. Präſident: Die Verhandlung iſt geſchloſſen. Ich habe mich mit 
Ihnen über die Frageſtellung zu verſtändigen. Ich ſchlage folgende Reihefolge 
vor: 1) Die Verbeſſerungsanträge, 2) Die Verſchiebungsanträge und zuletzt die 
Ausſchußanträge mit den Amendements dazu. 5 Abgeordneten von der Linken 
ziehen immer mit dem Vorwurf, daß fie nicht zur Begründung l ihrer An⸗ 
träge das Wort erhielten, dieſelben zurück. Präſident entgegnet hierauf und 
lehnt die Vorwürfe ab. Sodann nimmt Abgeord. Chlabek unter der Erklä⸗ 
rung, daß ihm die Diskuſſion die in der Sache gewünſchte Aufklärung gegeben, 
ſeinen gegen den Ausſchuß gehenden Antrag zurück. R. Blum bittet über die 
Aufſchubauträge vorher abzuſtimmen. Waltz unterſtüzt dieſen Antrag. Präf. 
Die Aufſchubanträge haben den Zweck, die Demarkationslinie zu unterſuchen — 
fie gehen alſo auf die Trennung bereits ein. (Widerſpruch von der Linken.) Es 
Zuvor erfolgt Verle⸗ 
fung ſaͤumtlicher Anträge, Die Pofener deutſchen Depntirten ſind dabei aus dem 
inneren Raum der Paulskirche in das Corps diplomatique zurückgetreten die Ver⸗ 
leſung dauert über 2 Stunde. Trütſchler verlangt zuerſt Auges Anttag zur 
Abſtimmung gebracht, weil er die Kompetenz der Verſammlung bezweifle, fo- 
dann den Blum ſchen. Baſſermann verlangt nach dem Rugeſchen Antrag, 
der vorhergehen könne, die Abſtimmung über die Ausſchußanträge. Es ſprechen 
noch mehrere Redner für den Vorrang des Blum ſchen Antrags, auch M. Mohl. 
Es wird durch Abſtimmung dem Ru geſchen Antrag die 1ſte, dem Blu mſchen 
die 2te Stelle angewieſen. (Dieſe Anträge ſind bereits mitgetheilt.) Plather 
beantragt die namentliche Abſtimmung über den Blum ſchen und den erſten An⸗ 
trag des Ausſchuſſes. Nau werk beantragt die namentliche Abſtimmung darüber, 
daß die National-Verſammlung die Theilung Poleus für ein ſchmachvolles Un⸗ 
recht erklärt. (Widerſpruch.) Ruge ſpricht dafür. Die Abſtimmung über die 
Anträge geht vor ſich. 1) Der Rug eſche Antrag wird verworfen. 2) Der R. 
Blu u ſche Autrag kommt zur nameneltcven ztuſtimmung. Dagegen find dos, 
dafür 139.  Gejtimmt babe auen Auweſende, 472 Stimmen. Blum erklät, 
daß ein großer Theil ſeiner Geſiunungsgenoſſen nicht klar über die ganze Sache 
iſt, und deshalb alſo an der Abſtimmung gar keinen Antheil nehmen 
wird. (Beifall.) Praͤſident bringt nun erſt die weitergehenden Anträge zur 
Abſtimmung, daun die des Ausſchuſſes und die daran ſich ſchließenden 1) der 
Schu ſelkaſche Antrag wird fait einſtimmig verworfen. 2) der Die ringerſche 
Antag (die Einverleibung Poſeus als uicht geſchehen zu betrachten ze.) wird mit 
ungeheurer Majorität verworfen. 3) Ausſchußanträge. 1. Antrag (nament- 
liche Abſtimmung.) Ein Theil der Linken eutfernt ſich. 342 haben dafür ge⸗ 
ſtimmt, 31 dagegen, der Stimmung haben ſich enthalten 71. Außerdem wer⸗ 
den mehrere Erklaͤrungen Einzelner über ihre Vota, die theils ja, theils nein 
lauten abgegeben. Praſident: Ich bemerke: daß von nun an die Pofener 
Abgeordneten als aufgenommen erachtet ſind eintreten und an der weiteren Ab⸗ 
ſtimmung Theil nehmen! 2. Antrag des Ausſchuſſes. Giskra verlangt dieſen 
Antrag mit ſeinem Amendement zuerſt zur Abſtimmung gebracht. Die Verſamm⸗ 
lung genehmigt es. Ju dieſer Faſſung wird er mit entſchiedener Majorität an⸗ 
genommen. Nach dem Antrage Seuffs aus Inowraclaw will die Hälfte der 
Verſammlung nunmehr auf motivirte Tagesordnung übergehen, die audere Hälfte 
nicht. Nach dem Reglement eutſcheidet der Präſident in dieſem Falle mit „nein!“ 
Es kommt daher: Der 3. Antrag des Ausſchuſſes mit dem Lichnows kiſchen 
Amendement zur Abſtimmung: „Die beſtimmte Erklärung von der, Prenßiſchen 
Regierung zu verlangen, daß ſie den Schutz der Deutſchen in dem poluiſchen 
Theile „unter allen Umftänden ſichere.“ Ueber den Antrag des Ausſchuſſes wird 
zur motivirten Tagesordnung übergegangen. Der von der Linken beantragte Zu⸗ 
ſatz, eine Erklarung über die Theilung Polens betreffend, erregt a 
mult. Viele Redner ſprechen mit Leidenſchaft darüber (Hr, Schaffrath.) Dem 
Abgeordneten Wurm wird mit fürchterlichem Lärm begegnet. Es folgt die na⸗ 
meutliche Abſtimmung über die Frage: „Erklärt die National⸗Verſammlung die 
Theilung Polens für ein ſchmachvolles Unrecht und erkennt fie es alg heilige Pflicht 
des deutſchen Volkes an, zu Wiederherſtellung dieſes Volkes mitzuwirken? 458 
haben geſtimmt. 321 mit nein! 101 mit ja! nicht geſtimmt haben 26. Es 
werden mehrere Erklärungen zu Protokoll abgegeben. Schluß der Sitzun 9 
3 Uhr. 

Zum Schluß theile ich die Namen derjeuigen 31 deutſchen Männer meinen 
Mitbürgern mit, welche für die Ausſchließung der Poſener deutſchen Abgeord⸗ 
neten aus der National⸗Verſammlung unſeres Volkes geſtimmt haben. Es ſind 
die Herren: Clauſſen aus Kiel, Clemens aus Vonn, Deymann aus 
Meppen, v. Dieskau aus Plauen, Feber aus Stuttgart, Geige l aus Min 
chen, Gfroͤrer aus Freiburg, Orubert aus Breslau, Henſel aus Zittau, 


Hoffmann aus Eisfeld, Hübner aus Mähren, Junkmann aus Muͤnſter, 
Kautzer aus Lauchheim, Ketteler aus Hopſten, Laſſault aus München, von 
Linde aus Mainz, Martiny aus Friedland in Preußen, Mez aus Freiburg, 
Mulley aus Weitenftein, Patt ai aus Steiermark, Riehl aus Zwettl, Sal z⸗ 
wedel aus Gumbinnen, Schott aus Stuttgart, Schulz aus Darmſtadt, Max 
Simon aus Breslau, Tappehorn aus Oldenburg, Thinne aus Cichſtädt, 
Umbſcheiden aus Dahn, Wieſt aus Tübingen, Zum Sande aus Lingen, 
Quant aus Ullſtadt. Dr. K. H. 

Au die deutſchen Wahlmänner und Urwähler meiner Vaterſtadt 

und deren Kreiſes. 

Mitbürger? Judem ich Ihnen in der Freude meines Herzens aus der Ferne 
die Nachricht mittheile, daß nunmehr die Aufnahme in das Geſammtvaterland auch 
durch den Beſchluß der Vertreter des deutſchen Volkes in der Paulskirche ausges 
ſprochen worden, lege ich zugleich das Mandat, mit dem Sie mich beehrten, hier- 
mit nieder. Ich habe der Erfüllung deſſelben während der Dauer meines Aus 
fenthalts in Frankfurt meine ſchwachen Kräfte ununterbrochen gewidmet; ich hätte 
mir zehufachere wünſchen mögen. Denn es galt in unferer Sache einen Kampf 
gegen jene Partei, die unter dem Banner der Freiheit und Einheit Deutſchlands 
vorzugsweiſe für die Volksrechte zu ſtreiten vorgiebt und innerhalb wie außerhalb 
der Paulskirche unabläſſig bemüht war, mit gehäffigen Angriffen gegen den Staat 


aufzutreten, dem angugehören wir Alle ſtolz ſind. — Preußens Macht moraliſch 


und materiell zu ſchwächen war das eiftigſte Beſtreben dieſer Männer, weil fie 
fühlten und wußten, daß in ihm bei der Erſchütterung Deutſchlands der mächtigſte 
Haltpunkt des konſtitutionellen Koͤnigthums lag. Daher kam ins Beſondere auch 
das Streben unſere 12 Abgeordnete aus der Paulskirche auszuſchliehen. 

Die Verſuche diefer Männer find nicht gelungen und fie werden nimmer ge⸗ 
lingen, das hoffen wir Alle zum Heile Deutſchlands und zu Preußens Ehre! 

Frankfurt a. M., den 27. Juli 1848. Dr. K. Hepke. 

Schwerin, den 25. Juli. Geſtern hatte eine Deputation der mecklenbur⸗ 
giſchen Reformvereine Audienz bei dem Großherzoge. Die Deputation war ber 
auftragt, dem Großherzotze eine Adreſſe wegen Entlaſſung des Miniſteriums und 
der Regierung zu überreichen. Nachdem ſieden Großherzog hiervon in Kenntuiß ge⸗ 
ſetzt hatte, erwiederte derſelbe ungefähr Folgendes: Nach der bisherigen Staats⸗ 
verfaſſung hätten die Miniſter in ſeinem Auftrage gehandelt; wenn alſo Beſchwer⸗ 
den gegen die Miniſter vorgebracht würden, fo träfen dieſelben, genau genommen, 
ihn. Er ſei jedoch gern bereit, den Wünſchen ſeines Volkes nachzukommen, wenn 
ihm dieſelben in geeigneter Weiſe vorgebracht würden. Die Reformvereine könne 
er nicht als Organe des ganzen Volkes betrachten, von dem ſie nur einen ſehr ge⸗ 
ringen Theil ausmachten. Die Herren möchten daher ihre Wünſche recht aus⸗ 
führlich zu Papier bringen und die Adreſſe dann von eben ſo viel Zehntauſenden 
unterſchreiben laſſen, als die jetzige von Hunderten unterſchrieben ſei. Dann 
werde er eben ſo gewiß dem Willen ſeines Volkes nachkommen, als er fortan ge⸗ 
gen alle Aufwiegler nach der ganzen Strenge des Geſetzes verfahren laſſen werde. 
Da die Deputation hierauf nichts Stichbaltiges ai 
fie ſich wieder, ohne ihre Adreſſe überreicht zu haben. 

Dresden, den 24. Juli. Die II. Kammer beendigte in ihrer heutigen Siz⸗ 
zung die Berathung des Geſetzes über die Derjtärkung der Communalgarde. Zu 
den in der vorigen Sitzung im Betreff der küuftighin wegfallenden Ausnahmen 
gefaßten Beſchlüſſen kam heute nur noch der hinzu, daß auch die Direktoren von 
Privatunterrichtsanſtalten und die an letztern angeſtellten Lehrer zum Eintritt in 
die Communalgarde verpflichtet erachtet werden. 

Wien, den 27. Juli. Die Sitzung beginnt um halb 11 Uhr mit Verle⸗ 
ſung des Protokolls, welches unverändert angenommen wird. Hierauf verlieſt 
Setretair Streit eine Eingabe des Ausſchuſſes der Bürger, Natio- 
nalgarden and Studenten an die „ ſouvetaine Reichsverſammlung,“ worin 
von dem allgemeinen Jubel, der im Volke bei Eröffnung des Reichstages ſtaitge; 
funden und der im Ausſchuſſe wiederhallte und von der Pflicht des Ausſchuſſes, 
dafur zu ſorgen, daß die Reichsverſammung ungeſtört tagen konne, geſprochen 
wird; worin ferner angezeigt wird, daß ſein Fortbeſtehen durch die Umiſtände zur 
Nothwendigkeit gemacht worden. Er glaube als die einzige volksthümliche Be: 
horde Wiens feine Beſchlüſſe dem Reichstage zur Kenntniß geben zu dürfen, daß 
er nämlich ſo lange fortbeſtehen wolle, bis der Reichstag ſeine Auflöſung beſtehlt 
oder das Miniſterium eine andere Behörde aufgeftellt hat, die jo organiſirt fe, 
daß fie den Zweck des Ausſchuſſes zu erfüllen im Stande wäre. Der Ausſchuß 
wolle mit dem Miniſterium zuſammen wirken, um die Vehörden zu Fräftigen und 
die Rechte Einzelner zu wahren. Er bittet hiezu um die Sanktion des Reichsta— 
ges. Auf Antrag des Präſidenten beſchließt die Verſammlung, daß ſie die 
Beſchlüſſe des Ausſchuſſes zur Kenntnis genommen habe, die Bitte um Sanktion 
aber der Petitionskommiſſion zu überweiſen ſei. Der Präſident kündigt eine Zus 
terpellation des Abgeordn. Goldmark an. Goldmark: Ex erlaube ſich 
an das hohe Miniſterium die Frage zu ſtellen, ob und welche Schritte 
von Seiten der Regierung bereits geſchehen ſeien, den Ueber 
griffen Rußlands in der Moldau und Wallachei zu jlenern und 
die Rechte dieſer wie unſerer Staaten zu wahren, ferner was 
dem Minifterium über das Einrücken Ruſſiſcher Truppen in die Wal- 
lachei bekannt ſei. Dobblhof: das Miniſterium habe ſich veranlaßt gefun⸗ 
den, durch einen Kourier von dem Ruſſiſchen Geſaudten in Innsbruck den nöͤthi⸗ 
gen Aufſchluß zu verlangen; er könne alſo bis dahin keine weitere Auskunft geben. 
So lange über die Abſichten des Einſchreitens der Ruſſen nichts erſichtlich ſei, 
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ließe ic hierüber auch nichts Bestimmte vornehmen; was insbeſondere die 
Schritte der Regierung Oeſterreichs betreffe, jo ſei es nicht paſſend, cen heute 
und hier öffentlich alle Maßregeln vorzubringen, doch könne er zur een 
des Herrn Abgeordneten mittheilen, daß von Seite der Türtiſchen Regierung ber 
reits ernſthafte Schritte geſchehen ſeien. Not! 1 

Wien, den 27. Juli. Auf Koſſuths Antrag hat die i e 
Kammer beſchloſſen, Oeſterreich mit 50,000 Mann zu unterſtützen. t ihn 
ſchluß in zwar an Bedingungen geknüpft, indeß ſehr wichtig. Ungarn ha ach 
natürlich nur gefaßt, weil es auch Oeſterreichs Hülfe gegen die Slaven braucht. 
— Ein öſterreichiſcher Abgeordneter hat bei der Natioual⸗Verſammlung in 
Frankfurt a. M. einen von mehr als 100 Mitgliedern unterflügten Antrag auf 
die Aufhebung des Cölibats eingereicht. 1 

— Fürſt Franz Lichtenſtein ſcheint bei Nogora in feinem Wagen durch 
eine feindliche Patrouille aufgehoben worden zu ſein. So ſehr man dieſen Un⸗ 
fall, den wir noch nicht verbürgen mögen, bedauert, ſo hat dies auf die Bewe⸗ 


gungen der Armee keinen Einſluß. In Verona hat man eine Nachricht hierüber 
veröffentlicht. 


— Den 26. brach unter den Sträflingen des hieſigen Provinzial ⸗Straf⸗ 
hauſes eine Revolte aus. Ein Gefaugenaufſeher hatte in einem Arbeitszim⸗ 
mer einem Strafling, der ſich in ſeiner Widerſpänſtigkeit an ihm vergriffen, einen 
Säbelhieb auf den Kopf verſetzt, worüber die übrigen ſich zuſammenrotteten und 
durch den Ruf „Feuer“ die anderen Straͤflingsabtheilungen und die Umgebung 
allaruurten. Indeß gelang es, die Aufregung, welche auf dieſe Weiſe in einen 
gewaltſamen Ausbruch übergehen konnte, zu ſtillen, nachdem die Haus wache, 
durch eine bedeutende National-Garde-Abtheilung ver ärkt, eingeſchritten war. 

Prag. Die Leipz. Ztg. ſchreibt: Die Unterſu ung auf dem Schloſſe wird 
noch immer mit großer Verſchwiegenheit betrieben. Ich kann aber aus guter 
Quelle verſichern, daß durch die Unterſuchung bereits die ganze weitverzweigte 
Verſchwörung konſtauirt iſt, daß dieſelbe in hohen Regionen hinaufreicht, daß 
noch Maucher herumwandelt, der in dieſelbe verflochten iſt und fallen wird. Die 


verbrecheriſche Faktion wird allerdings noch die letzten Kräfte aufbieten und — 
Alles verlieren. 


Tarnopol, den 18. Juli. Die aus Rußland herüber gekommenen 7 
jungen Leute werden heute in Folge Erlaſſes des Gouverneur⸗Stellvertreters in 
Freiheit gelebt, und ihrem Willen überlaſſen, entweder in Galizien zu bleiben, 
oder ſich ins Ausland zu begeben, wozu ihnen dann die nothwendigen Päſſe er⸗ 
theilt werden. — In Otopa, einer Ruſſ. Grenzſtadt, kaum eine Meile von der. 
Galiziſchen Grenze, iſt bereits die Cholera wüthend aufgetreten, ſo daß alles 
Ruſſ. Gebiet, welches an Oſtgalizien grenzt, von der Cholera heimgeſucht wird. 
In Berdiczow ſind bedeutende politiſche Unruhen ausgebrochen. 

B. Szäszka, den 16. Juli. Auch bei Perlas, vis A vis von Titel, iſt 
es zu einem hitzigen Treffen gekommen, wobei die Juſurgenten mit großem Ver⸗ 


luſt geſchlagen ſind. Das Miniſterium hat auch jetzt den Befehl zur Offenſive 


ertheilt, und ſo wird in dieſen Tagen ein gewaltiges Armeekorps von wenigſtens 


60,000 Mann zwiſchen Theiß und dem Erzgebirge reſpective Neramündung die 
Banater Greuze occupiten. a 


Er Ster n de un ae eine Diviſton des Don Miguel Ju. 


auf Befehl Hrabovskp's hatte operiren feen eahee en eee 
worden. Damit dieſe Oeſterreichiſchen Krieger nicht auf eine entehrende Weiſe 
behandelt würden, gab denſelben der Ban in Brod einen offenen Befehl ſich nach 
Gill; zu verfugen, und von dort mit dem erſten Trausporte nach Italien abzuge⸗ 
hen, damit fie dort rühmlichere Lorbeerzweige pflücken können. 

Trieſt, den 18. Juli. Heute wurde bier eine am 1Aten bei Malghera 
zwiſchen dem Oberſten Erenneville im Auftrag Welden's und der proviſoriſchen 
Veuctiauiſchen Regierung geſchloſſene Convention veröffentlicht, vermoge welcher 
die in Veuedig beſtudlichen Trevifaner Familien in ihre Vaterſtadt wieder zurück- 
kehren und die Geißeln gegeuſcitig ausgetauſcht werden. Oeſterreichiſcherſeits keh⸗ 
ren, außer dem Vice Admiral Martini (eine bedeutende Acquiſition für unfere 
Marine) und dem Feldmarschall Licutcuaut Ludolf, 25 Offiziere, überhaupt 
321 Peiſouen zurück. Die proviſotiſche Regierung erhält dogegen ſammtliche zur 
Veuctiauiſchen Marine gehöreude Offiziere und andere als Geißeln gehaltene In- 
dividuen. Der Trausport erfolgt mittelſt eines Eugliſchen, Franzöſiſchen oder 
Llopdſchen Dampfboots. AG. 3.) 

Ausland. 
Frankreich. = 


Paris, den 27. Jull In der geftrigen Sitzung der National- Bere 


gefangen genommen und entwaffnet 


ſammlun g, die ſeht zahlreich war, herrſchte eine große Bewegung. Die Tages. 5 


orduung führt zu dem Beticht über Proudhon's Vorſchlag. 
Bckichterſtattet datübet im Namen der Finanz Abtheilung. ind Kapi 

ſagte derſelbe, „beiteht darin, die Pacht und Mieths-Abgaben, Zluſen 8 ü 1 . 

talien zu dem doppelten Zweck der Besteuerung und des Kredits um Ms 10 | 
verkürzen. Ihre Finanz⸗Abtheilung hat nach reiflicher Grwdgunn . 1 cn 

abgegeben, daß det Vorſchlag unzulaſſig iſt. Dieſer Beſchluß 405 Diet 1015 
gefaßt. Der Utheber des Vorſchlags schätzt die Summe, die Mir die 10K und 
Pachter aus der Annahme diefer Maßregel hervorgehen würde, auf 1 Mill. 
Dieſe, in Umlauf gefeßt, ſolten dem Handel und Gewerbeſteiß zu Ente kemmen, 
den Preis der Lebensmittel herunterbringen und dem Staat die Möglichkeit ge⸗ 
währen, die Auflagen, namentlich auf Salz, Getränke 1700 Fleiſch, zu erleichtern. 
Dies ſind, nach der Anſicht des Antragstellers, die Vorthelle ſeines Vorſchlages. 
Ich will deuſelben nun vom finanziellen, woraliſchen und pelitiſchen Geſichtspunkt 
betrachten.“ In glänzender, mit vielem Beifall aufgenommener Rede Fritiffst er 


Herr Thie ff. 
„Der Borſch ag, 
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* 
dann Proudhons Vorſchlag. Herr Proudhon: „Was Sie fo eben vernommen 
haben, iſt mehr als ein Bericht, es iſt eine Anklage. (Lärm.) Die Finanz: Abs 
theilung hat mich nicht verſtanden. Man hat über einen Vorſchlag berichtet, der 


nicht der meinige iſt, oder wenn er dies ift ‚ fo ift er doch fo entſtellt worden, daß 


ich ihn nicht als den meinigen anerkenne. Der Bericht enthält Zahlen und Be— 
rechnungen, die ich nicht begreife. Ich muß mir dieſe Zahlen erſt näher auſehen, 
ich verlange daher, daß der Bericht gedruckt und ein Tag für die Diskuſſion mei⸗ 
nes Vorſchlages feſtgeſetzt werde.“ (Ja, ja! Nein, nein!) Der Präſident: 


„Wenn es der Verſammlung recht iſt, ſo würde ich Sonnabend für dieſe Diskuſ⸗ 


ſtion beſtimmen.“ Es erfolgt kein Widerſpruch. 

— Bis zum 25. d. M. ſoll, wie beſtimmt verſichert wird, wenn nicht un⸗ 
vorhergeſehene Umſtände eintreten, der Belagerungszuſtand aufgehoben werden. 
Bis dahin werden nämlich die Unterſuchungen über die Theilhaber an dem lebten 
Aufſtande fo weit gediehen fein, daß alle Berichte der National-Verſammlung 
eingegeben fein werden. Sobald das nene Preßgeſetz durchgegangen iſt, werden 
auch die bisher unterdrückten Journale wieder erfcheinen. 

— Die „intereffanten Umſtände“ der Königin von Spanien beftätigen ſich. 
Die Madrider Journale vom 15. theilen mit, die Aerzte hätten ihr deßwegen 
das Tanzen verboten. f 

— Der Execntivgewalt iſt, wie wir hören, eine Depeſche mit der Anzeige 
zugekommen: Der König von Neapel habe die Franzöſiſche Republik anerkannt 
und werde unſeren Geſandten demnaͤchſt empfangen. 

— Hr. v. Cormenin, mit der Geſundheitsaufſicht aller Gefängniſſe beauf— 
tragt, hat auch die Gefangenen von Vincennes beſucht. ö 
und Sobrier ſehr ruhig gefunden: ſie hoffen mit Gewißheit auf eine Amneſtie. 
— Raspail dagegen iſt in einer fortwährenden Aufregung. Er ſpricht und phan⸗ 
taſirt die ganze Nacht und ſinkt dann gegen Morgen in eine todtenähnliche Er— 
ſchöpfung. Oft muß man ihm Eisumſchlage um den Kopf legen, um ihn wieder 
zur Beſinnung zu bringen. 

— Die Militär⸗Commiſſtonen haben die Acten über etwa 240 Gefangene 
geprüft und mehr als 100 derſelben, als der Theilnahme am Aufſtande über- 
führt, in die Klaſſe der zu Transportirenden eingereiht, ſo weit in Bezug auf 
etwa 100 erklärt, daß ſie definitiv oder proviſoriſch freigelaſfen werden könnten; 
20 bis 25 aber haben fie als Barrikadenchefs und ſonſtige Führer des Aufſtan⸗ 
des, oder als Waffen⸗ und Munitionlieferanten dahin begutachtet, daß ſie vor 
die Kriegsgerichte zu ſtellen ſeien. 

— Zu St. Malo wurde am 19. die Leiche Chateaubriand's in der 
von ihm gewählten Grabſtätte auf dem einſamen Felſen vor dem Eingange des 
Hafens feierlich beigeſezt. Ein ungeheurer Trauerzug, dem ſich mehrere 1000 
Nationalgardiſten der Umgegend, Truppenabtheilungen ꝛc. anſchloſſen, gaben 
den ſterblichen Ueberreſten des berühmten Mannes das Geleite. Am Grabe 
wurden mehrere Reden gehalten; Namens der franzöſiſchen Akademie ſprach 


Hr. Ampere. 

Lyon, den 22. Juli. Wir haben Ruhe und Ordnung und doch bereitet 
ſich ein neuer Sturm vor, wenn die Regierung nicht bald materielle Hülfe zur 
Unterſtützung der Tauſende von arbeitloſen Familienvätern gewährt. Zwar 


ziehen die dem Departement fremden Leute nach ihrer Heimath, allein aus an- 
deren Departementen kommen wieder Tauſende an, die bei uns und in unſerer 
Gegend geboren ſind — und Arbeit begehren. Die Mairie iſt umlagert um 
Unterſtützung. Die Stadtkaſſe ift erſchöpft, die Ausgaben überſchreiten die Ein— 
nahmen, man hat feit Jahren die Zukunft verpfändet, die Zukunft, welche lei⸗ 
der jetzt eine ſo bedaurenswerthe Verlegenheit bereitende Gegenwart geworden. 
Wir haben fetzt trotz der Auswanderung der dem Departemente nicht angehö— 
rigen Proletarier — die amtliche Sprache nennt fie Bürger — in den vier Ge— 
meinden, welche zur Stadt gehören, dreißig Tauſend Perſonen zu er— 
nähren. Alles ſchreit nach Arbeit und die Fabrikanten haben keine Hülfsquel⸗ 
len. Die Leihhäuſer haben bereits Alles aufgenommen, was nur zu entbehren 
war und wohin wir blicken, herrſcht Entbehrung, Jammer und Elend. Der 
Erzbiſchof hat allen Geiſtlichen feines Sprengels anbefohlen, Kirchenfahnen fa- 
briciren zu laſſen, auf welchen ſich die Worte befinden: „Marie bitte für uns!“ 
Durch dieſes Mittel hofft man einigen Tauſenden Arbeitern für einige Wochen 
0 zu verſchaffen. Die Stadt gleicht noch immer einem ee 
ager. 5 K. Z. 
; Straßburg, den 24. Juli. Die Aernte liefert den en Ertrag 
eines gewöhnlichen Jahres. Das Brod war feit 1825 nicht mehr fo wohlfeil, 
der Wein wird zu Spottpreiſen verkauft. Kein Artikel hat indeſſen in der Aus— 
fuhr über die Gränze ſeit der Revolution ſo ſehr gelitten, als der edle Cham⸗ 
pagnerwein, von welchem jetzt große Quantitäten hier lagern und mit Schaden 
verkauft werden müſſen. 5 
Großbritannien und Irland. 

London, den 23. Juli. Im Oberhauſe wurde geſtern die vom Unter— 
hauſe genehmigte Bill wegen Suspenſion der Habeas-Corpus-Acte eingebracht. 
Lord Lansdowne ſchlug dem Haufe vor, das Beiſpiel des Unterhauſes nach⸗ 

zuahmen und die Dill noch in dieſer Sitzung definitiv zu genehmigen. Zur Un⸗ 
terſtützung feines Antrags veilas er Auszüge aus den neueſten iriſcken Berichten 
und Journalen, welche beweiſen, daß der Geift des Aufruhrs mit jedem Tage 
in Irland entſetzlichere Fortſchritte macht. Ein Journal fordere das Volk geradezu 
auf, die 40,000 Engliſchen Soldaten in Irland zu ermorden. Nach einigen 
Bemerkungen der Lords Brougham und Gleugall erfolgten die drei Verleſungen 
und die Annahme der Bill. 

— Im Unterhauſe wurde die Bill wegen der verſchuldeten Güter in 
Irland nach einigen Debatten zum dritten Male verleſen und angenommen, ſo 
wie die Bill wegen der Rumzölle zum zweiten Male verleſen. 

— Heute Mittag hielt das Oberhaus eine kurze Sitzung, in welcher 
durch die damit beauftragten Kommiſſare der Bill für Suspendirung der Habeas⸗ 
Corpus⸗Acte, ſo wie mehreren anderen Bills, in Beiſein der vor die Schranken 


Er hat Barbes, Albert 


unter gewiſſen Bedingungen an Rußland günſtige Partei zu bilden. 


beſchiedenen Mitglieder des Unterhauſes die Königliche Genehmigung ertheilt 
wurde. 

— Aus Dublin wird unterm 23. Juli geſchrieben: Hier iſt unter den 
niederen Klaſſen die Anſicht verbreitet, daß der Aufſtand ſpäteſtens am 10. oder 
11. Auguſt beginnen werde; die Proklamationen des Lordſtatthalters werden 
überall abgeriſſen und in den Theatern wird der Name der Königin von den 
Galerien ausgeziſcht. Auf Verführung der gemeinen Soldaten wird nach Kräften 
hingearbeitet. Sollten hier Ruheftörungen erfolgen, fo werden 13,000 wohlbe⸗ 
waffnete proteftantifche Bürger für die Sache der Ordnung auftreten. Aus Eng⸗ 
land werden ſtündlich zwei Infanterieregimenter erwartet. Meagher hat heute 
Dublin verlaſſen. Es beſtaͤtigt ſich immer mehr, daß in vielen Theilen des Lan— 
des, und beſonders in der Provinz Munſter, die Kartoffelkrankheit herrſcht. 

— Der katholiſche Biſchof von Leighlin, D. Hely, geht durch ſein Stiſt, 
indem er die Gemeinden zum Frieden auffordert. Sie möchten ihre Waffen 
und Kriegsvorräthe ausliefern und nicht die Thorheit begehen, ſich mit einem 
der kampfgerüſteſten Heere der Welt in einen ſo ungleichen Kampf einzulaſſen. 
Allein ſeine Ermahnungen wurden von dem Landvolke in Kildare, Carlow und 
der Königin⸗Grafſchaft verlacht und verſpottet. Auch J. O'Connell hat noch 
einmal einen Aufruf zum Frieden ergehen laſſen, allein ſeine ſchwache Stimme 
verhallt in dem über Irland brauſenden Sturme. Darin ſtimmen alle Parteien 
überein, daß, wenn in vierzehn Tagen kein Aufſtand erfolgt, jo bald von einer 


Revolution nicht wieder die Rede fein wird. 


— Im Oberhauſe ward die Bill über die Schottiſchen Heirathen zum 
dritten Male verleſen. Vis jetzt war zu einer gültigen Heirath in Schottland 
weiter nichts nöthig, als daß ein Mann oder ein Knabe über 14 Jahre und ein 
Mädchen über 12 Jahre irgend wo, und ſei es unter freiem Himmel, vor belie⸗ 
bigen Zeugen folgendes Zwiegeſpräch führten: Er: „Ich nehme Dich zu meiner 
Frau.“ Sie: „Ich nehme Dich zu meinem Manne“ — und das Pärchen 
war ſo gut getraut, als wenn der Erzbiſchof von Canterbury ſeinen Segen über 
ſie geſprochen hätte. Die vorliegende Bill macht einige Förmlichkeiten: vorgän⸗ 
gigen Aufenthalt im Kirchſpiele, Anzeige, Einzeichnung, zur Gültigkeit der Ehe 


erforderlich. 
— Das Unterhaus kam um 12 Uhr zuſammen. Nach langen Ver⸗ 


handlungen über die Armen-Geſetze, die zuletzt vertagt wurden, richtete Herr 
Disracli an Lord Palmerſton die Frage, ob es wahr ſei, daß der König von 
Preußen zufolge der neuen jetzt in Deutſchland herrſchenden Verfaſſung, welche 
der König ſelbſt nicht zu verſtehen ſcheine, der engliſchen Regierung angezeigt 
habe, er habe keine Vollmacht, den Waffenſtillſtand zu unterzeichnen, und daß 
er beabſichtige, ferner keine unmittelbare diplomatiſche Verbindung mit dem Ca⸗ 
binette von St. James zu unterhalten. Lord Palmerſton erzählte, daß von 
Seiten der engl. Regierung Vermittelungsvorſchläge gemacht worden, die von 
den ſtreitenden Mächten berathen und in Berlin im Einzelnen abgeändert wor 
den. Die Veränderungen wurden angenommen; aber als die Preußiſche Re⸗ 
gierung ſte an ihren in Schleswig befehlenden General ſchickte, fo erhob dieſer 
Schwierigkeiten bezüglich ſeiner Stellung zu ſeiner genen Regierung und zum 
Deutſchen Bunde, doch bezogen ſich dieſe meyr auf die Form als auf den Inpater— 
5 Rußland und Polen. 

Bon der ruſſiſch⸗polniſchen Grenze, den 19. Juli. Wie wir aus 
gewöhnlich gut unterrichteter Quelle hören, hatte die Sendung des General von 
Pfuel zunächſt den Zweck, bei der ruſſiſchen Regierung Anfrage zu ſtellen über 
die beabſichtigte Handlungsweiſe derſelben bei gewiſſen Eventualitäten in der pol⸗ 
niſchen Frage. Es ward eine ſolche Maßregel wohl zum Theil hervorgerufen 
durch die Kunde, welche die preußiſche Regierung von der zwar noch ſehr geheimen, 
aber nichtsdeſtoweniger wirkſamen Thätigkeit der poln. Propaganda erhalten hatte, 
die ſich, nachdem fie ſich durch ihre Hinterliſt und ihren Leichtſinn alle Sympa⸗ 
thieen Deutſchlands wohl für immer entfremdet, nun beſtrebt, eine den Auſchluß 
Die dem 
General Pfuel gegebenen Aufklarungen waren nicht nur im hoͤchſten Grade beftie— 
digend, ſondern es ſollen, wie es heißt, ſelbſt ſchon in dieſer Beziehung von der 
polniſchen Propaganda gethane Schritte und verſuchte Ankunüpfungen von St. Pe: 
tersburg aus auf das Energiſchſte zurückgewieſen ſein. Ein zweiter Punkt 
feiner Miſſion nämlich, den däniſch⸗deutſchen Krieg betreffend, lauteten die Erklä⸗ 
rungen nicht allein über dieſen ſpeziellen Fall, ſondern über die ruſſiſche Politik im 
Allgemeinen dahin, daß das Petersburger Cabinet ſich ſtreng auf die kraͤftigſte 
Defenſive beſchränken würde, daß man Übrigens die Tendenz Preußens zum Abs 
ſchluß eines Friedens in jeder Rüͤckſicht vollkommen billige. 

— Wie man ſagt, wird ſich die viel beſprochene Intervention Rußlands in 
den Donaufürſtenthümern durchaus in den Grenzen eines Wirkens im vollkom⸗ 
menſten Eiuverſtändniſſe mit der Pforte halten. 

T. m Zn n ; 

Bukareſt, den 15. Inli. Nach langen, ſtürmiſchen Berhaubtungen ha⸗ 
ben die Oberſten Odobesco und Salomon geſtern ihre Entlaſſung gegeben, ſich 
aber wegen ihrer 18jährigen Dienſte ihre Rechtsanſprüche vorbehalten. 
mon iſt zu feiner Sicherheit von 5 Mann geleitet, über Dſchurdſchewo nach Ma⸗ 
hadia abgereiſt. Abends zogen Kliade und C. Philippesko, Mitglieder der zu⸗ 
rückgerufenen proviſoriſchen Regierung, unter dem Geläute aller Glocken, wieder 
in die Stadt ein. Heute, als man mit den Soldaten unterhandelte und von ib» 
nen Zugeſtändniſſe verlangte, bemächtigten ſich die Soldaten plötzlich des Metro— 
politen und führten ihn in ihre Kaſerne. Das Volk läutete Sturm und bedrohte 
die Kaſerne, indeß verſtändigte man ih und der Metropolit wurde freigegeben. 
Einige Stunden darauf entſtand neuer Lärm, weil die Soldaten die am Regies 
ruugsgebäude aufgeſtellten 4 Kanonen in die Kaſerne abführen wollten. Die Ge⸗ 
ſchütze ſind übrigens ziemlich unnütz, da man keine Kugeln für fie beſitzt. Die 
umlaufenden Gerüchte über Ruſſen und Türken find ohne Zuverläfligfeit, 


(Mit einer Beilage) 


Salo⸗ 


y 


Verſammlung zur Vereinbarung 2 preußiſchen Staats: 


N Vierunddreißigſte Sitzung, vom 28. Juli. 

Eröffnung: 10 Uhr. Präsident: Grabow. Das von dem Schriftfüh⸗ 
rer Abg. Haußmann verleſene Protokoll der vorigen Sitzung wird ohne Wei⸗ 
teres angenommen. * { . 

Nach dem Auftrage des Präfidenten verlieſt der Schriftführer Abg. Schu ei⸗ 

der ein vom 26. d. Pr. datirtes Schreiben des bisherigen Abg. Temme, worin 
dieſer anzeigt, wie bereits am 12. d. M. der damalige Abg. v. Kirchmann der 
Verſammlung mitgetheilt, daß er (Temme) die ihm zugedachte Beförderung 
zum Dircktor des Oberlandesgerichts von Münfter nicht angenommen, und er 
gegen dieſe, „wider ſeinen Willen ihm aufgedrungene Beförderung“ Ein⸗ 
ſpruch, doch ohne allen Erfolg, gethan habe. Bei den ſchwankenden Verhält⸗ 
niffen der nichtrichterlichen Beamten habe er ſich den Anordnungen des Juſtiz⸗ 
miniſters fügen müſſen, wollte er es nicht vorzichen, den Staatsdienſt zu ver⸗ 
laſſen, was ihm für jetzt noch nicht möglich ſei. Deshalb habe er am 25. Abends 
ſein Patent von dem Juſtizminiſter empfangen und ſomit ſeine Stelle als 
Abgeordneter niedergelegt. Der Präſident macht mehrere Mittheilungen, 
unter anderen, daß der Graf Pinto am 30. d. Vormittags im Mielentz'ſchen 
Saale einen Vortrag über ein einfaches Mittel zur Löſung der ſocialen Frage 
in Preußen halten wolle, und dazu die Abgeordneten, und namentlich die Mit- 
glieder der Fachcommiſſtonen einlade, endlich, daß noch einige Urlaubsgeſuche 
zu ertheilen ſeien. 
HBr. Harkort verlieſt nun feinen dringenden Antrag. Er betrifft einen, 
in einen einzigen Artikel zuſammengefaßten Geſetzentwurf des Inhaltes: „Die 
Bergwerks-Abgaben ſollen vom 1. September d. J. ab in dem ganzen 
Staate gleichmäßig dergeſtallt erhoben werden, daß ſie fünf Procent des 
Rein⸗Ertrages nicht überſteigen.“ Die Verſammlung räumt dem Antrage den 
Vorrang ein und verweiſt ihn an die Fachcommiſſton. 

Ebenſo wird einem Antrage des Hrn. v. Pokrzywnicki der Vorrang 
vor der Tagesordnung eingeräumt. Er verlangt 1) daß eine aus acht Mit⸗ 
gliedern gebildete Commiſſion, unter Venutzung des im Miniſterium befindlichen 
Stoffes und der eingegangenen Bittſchriften, entſcheide, ob die Arbeiten an der 
Oſtbahn, in der ſtreitigen Richtung von Drieſen bis Bromberg fo lange, bis 
die Verſammlung darüber beſchloſſen, ausgeſetzt bleiben ſollen; 2) ob die dort 
jest beſchäftigten Arbeiter an einem andern Orte, wo die Richtung nicht Zweifel 
haft Sei, beſſer beſchaftigt werden könnten. Der Antrag wird genehmigt. 

Der dnn als dringend bezeichnete Antrag geht von den SH Neuen⸗ 
burg, d'Eſter, Borchardt, Zweiffel und Schadt aus; er erhält auch 
den Vorrang und lautet: „Die Verſammlung wolle beſchließen daß nachſte⸗ 
hender Geſetzentwurf an die Fachcommiſſton für Steuern zur ſchleunigſten Be⸗ 
rathung und Berichterſtattung gehe: „Die Steuer von den im preußiſchen 
Staate erzeugten Weinen wird hiermit aufgehoben.“ Ebenfalls genchmigt. 

Nunmehr gelangte man zur Tagesordnung. Auf derſelben ſteht zuerſt der 
7 1 über die Geſetzvorlage wegen Aufhebung 
es eximirten Gerichts ſtandes in Eriminal- uud fiskali t 
— uud denne fiskaliſchen Unterſuchun⸗ 
Ken ev. Damnit trägt als Berichterſtatter vor, die Majorität der Central⸗ 
A bat ſich für die Annahme des Geſetzentwurfes 8 an ers 


klärt. : 
Ueber den Grundfag und das Bedürfniß d 


er das Wort. Der 2 des Geſctzentwurfs verlangt 
Ecanelbeten, die Geſtchtepnakte en, bog denen a ee ge ger829 ⸗ 
wurf betrachtet habe. Es fei einer der größten Uebelſtände, daß die materielle 
Geſetzgebung die nothwendige Gleichheit ver dem Geſetze verletze. Einer der 
ſchwierigſten Verletzungen ſei der eximirte Gerichtsſtand, deſſen volle, grelle 
Seite beſonders in Criminalſachen hervortrete. 

Er gebe zu, daß der vorliegende Entwurf nur einen unbedeutenden Theil 
der vorzunehmenden Neugsfialtung enthalte, doch habe dieſe kleine Umformung 
infofern eine praktiſche Wichtigkeit, als ſich erſt nach Aufhebung des eximirten 
Gerichtsſtandes, Geſchworne einführen laſſen und die Regierung den dies⸗ 
fällſigen Entwurf erſt dann vorlegen könne. (Beifall.) Uebrigens ſchliehe ſich 
die Regierung den kata der Central⸗Abtheilung überall an (Neuer Beifall.) 

Hr. v. Damnitz 4. letzt in der Berichterſtattung fort. Der Eingang 
und erſte Paragraph 20 x won adevorlage lauten: „Wir Friedrich Wilhelm, 
von Gottes Gnaden A 1225 N ze. 2c. verordnen, um bis dahin, daß 
die allgemeine Umgeſta 4 — Re rihtsverfaffung vollendet fein wird, die Ue⸗ 
belſtände zu l te Öerihtsftand in der Strafrechtspflege 
berbeifübrt, auf den 5 Verfaſſung dean enminiſterkums und mit Zuſtimmung 
der zur ee cbtsſland in — rwählten Volksvertreter was folgt: 8. 
1. Der eximirte . g or ninals, fistalifchen und Injurienſachen 
wird in denjenigen Landestheilen In welchen die Criminalordnung vom Ulten 

— = 5 .— K 
Rate aufgehoben.” a a + 

Die Centralabtheilung ſchlägt, mit Weglaſſung der angezogen 
die Faſſung vor: „der eximirte Gerichtsſtand .. . wird in allen EN 
wo derfelbe noch beſteht ... aufgehoben.“ Die Verſammlung tritt dem bei. 

Die HH. Vaumſtark und Kunth beantragen zu §. J. ein Amendement, 
wonach auch der erimirte Gerichtsſtand der Zeugen aufhören ſolle. Der Ju⸗ 
bun deri ger entgegnet, wie es ſich wohl von ſelbſt verſtehe, daß mit der Aufhe⸗ 
Bec e ene an ſich auch die der Zeugen verbunden ſei. Herr 

t verweiſt auf den noch beſtehenden Uebelſtand, wonach Ofſtziere 
vor dem Criminalgerichte nicht zu erſcheinen und nur ihre Auslaſfungen vor dem 
ene machen brauchen. Bei dem Geſchwornengericht lähme ein perſön⸗ 
liches Ni den eigentlich das ganze Verfahren. Deshalb ſtimme er für 
das Amendement. Hr. Schlink iſt gegen das Amendement. Hr. Harraſſo⸗ 
witz beantragt ein neues, des Inhalts, daß die Exemtion ſowohl rückſichtlich 
der Angeſchuldigten, als auch der zu vernehmenden Zeugen aufhöre. Hr. Pi⸗ 
per erzählt 1055 zu großer Heiterkeit der Verſammlung, einen Vorfall, wel⸗ 
e vor keit Jahren begegnet und muß erſt auf das Ungehörige zuletzt hin⸗ 
gewieſen werden. 5 

Hr. Pohlt beantragt die Einſchiebung eines neuen Paragraphen, des In⸗ 


kein 


ten 


Beilage zur Poſener Zeitung. 


den 1. Auguſt 1848. 


halts: „Der unterſuchende und erkennende Richter iſt befugt, Zeugen, wie 
. Hr Ranges und Standes vorzuladen, ea die alſo 
Vorgeladenen der Ladung zu folgen verpflichtet. Hr. u 
Anırndement des Inhalts, daß der eximirte Gerichtsſtand in Ei gr 
i de. Alle vier Amendements 
zug auf Zeugenvernehmungen nicht ferner ſtattſinde. erſt das 
werden insgeſammt bei der Abſlimmung verworfen, und zwar Be N 
Harraſſowitz ſche, dann das Pohle'ſche, dann das Groß'ſche und endlich 
Vaumſlarkſſche. Es iſt ferner das Bedenken angeregt worden, ob das Geſetz 
auch auf den Militair- und den Gerichtsſtand der Studenten, ſo wie auf die 
Exemtion der Richter und der gerichtlichen Polizeibeamten im Bezirke des Ap⸗ 
pellations⸗Gerichtes zu Cöln Anwendung finden ſolle. Die Central⸗Abtheilung 
hat ſich mit 7 gegen 1 Stimme für den Fortbeſtand dieſer Exemtionen unter 
Ausdehnung auf alle Richter entſchieden. Man rechnete dieſe Exemtionen theils 
nicht zu dem perſönlich privilegirten Gerichtsſtande, theils fand man ſich zur 
derzeitigen Aufrechthaltung veranlaßt, weil der eximirte Gerichtsſtand des Mi⸗ 
litairs und der Studenten weſentlich mit in disciplinariſchen. Verhältniſſen 
gründe, und der Aufhebung deſſelben umfaſſende Veränderungen in der Orga⸗ 
niſation beider Verufsſtände vorhergehen müßten, die Exemtion der Richter 
aber zur Zeit noch als eine Gewähr unpartheiiſcher Gerechtigkeit im Intereſſe 
des Volkes aufzufaſſen ſei. Das ausdrückliche Ausſprechen des Fortbeſtehens 
dieſer Exemptionen wurde eben wegen der zuläſſigen Bedenken für erforder- 
lich gebalten. a 

Auch hier werden Amendements verſchiedener Art geſtellt, von den HH. 
Gräff, Vorchardt und Kühnemann (dieſer, daß der zweite Satz des §. I., ſo⸗ 
weit er ſich auf Militair- und Univerſttätsgerichte bezieht, geſtrichen werde). 
Herr Tüs haus erklärt ſich dagegen. Herr Dunker iſt für den Zufag. Die 
hieſige Studentenſchaft begt den dringenden Wunſch, von dem fehr zweideuti⸗ 
gen Privileg der Univerſitätsgerichte befreit zu werden. (Die Verbindung Neo⸗ 
Boruſſia hat Proteſt dagegen bei dem Präſidio eingelegt). Hr. Borchardt 
behauptet ven beiden Ständen, daß fie ſelbſt von dem erimirten Gerichtsſtand 
befreit zu fein wünſchen. (Vicepräſident Koſch übernimmt das Präſidium) 

Hr. Jung ſtellt das Amendement, daß der eximirte Gerichtsſtand bei dem 
Militair und den Akademikern in Vezug auf gemeine Verbrechen aufgehoben 
werde, daß jedoch rückſichtlich des Richterſtandes ꝛc. es bei den früheren Verord⸗ 
nungen ſein Bewerben behalte. Hr. Schlink macht darauf aufmerkſam, daß 
der Militairiſche Gerichtsſtand kein erimirter, fondern ein außerordent- 
licher ſei. Juſtizminiſter Märcker entwickelt, daß für jetzt eine Aufhebung 
des Militair⸗Gerichtsſtandes ſchon um deshalb unmöglich fei, weil dazu vor 
allen Dingen auch ein neues Militairſtrafgeſezbuch nöthig ſei. Ucbrigens ſei 
die Meinung (Hr. Jung ſtellte fie auf), daß der erimirte Gerichtsſtand dadurch 
entſſanden, daß gewiſſe Klaſſen der Menſchheit für beſſer gehalten worden ſeien, 
als die anderen, eine ganz falſche, vielmehr ſei derſelbe ein Reſt der verſchiede⸗ 
nen Gerichtsbarkeiten des Mittelalters Hr. v. Damnitz, Referent, erklärt 
ſich gegen jedes Amendement. Das Jung ſche wird demnach mit 166 gegen 
151 verworfen. Nach langer Debatte über den Modus der Abſtimmung, 
wird das vorgeſchlagene Geſetz (Hr. Grabow übernimmt das räſtdium wider 
lediglich angenommmen in folgender Faſſung: §. 1. Der eximirte Gerichtsſtan 
in Criminal- u. ſiskaliſchen Unterſuchungsſachen, fo wie in Injurien⸗Prozeſſen 
wird in allen Landestheilen, wo derſelbe noch beſteht, vom ten 1848 
ab hiermit aufgehoben. Rückſichtlich der Militair- und Univerſttäts⸗Gerichte, 
ſowie des Gerichtsſtandes der Richter und der gerichtlichen Polizeibeamten blei⸗ 

ben die bestehenden Vorſchriften in 1 0 F. 2. Die B a In⸗ 
fenden Ober-Geri in Ager tsherren werden einem von dem betrefs 
Gerichte übertragen. §. Beh die t a Se e 
Prozeſſe und Unterſuchungen findet die gegenwärtige Verordnung keine Anwen⸗ 
dung F. 1 Alle dieſen Veſtimmungen entgegenſtehenden Vorſchriften werden 
hiermit aufgehoben. 
Wegen Kürze der Zeit wird die Diskuſſion des v. Lifieckiſchen Antrages 
in Bezug auf die Abſchaffung der Todesstrafe bis zur nächſten Sitzung vertagt, 
da es vorauszuſehen iſt, daß die Debatte darüber ſehr ausgedehnt werden wird. 

Man kommt nunmehr zu dem Vericht der Centralabtheilung, betreffend 
den Antrag des Staatsanwaltes v. Kirchmann, die Genehmigung zu der ge⸗ 
richtliche Verfolgung des Abg. Kuhr wegen Verdachtes der Theilnahme 
an der in der Nacht vom 14. Juni d. J. ſtattgehabten Erſtürmung und Plün⸗ 
derung des Zeughauſes. 5 

Hr. Borchardt ſpricht ſich gegen die Zulaſſung der gerichtlichen Verfol⸗ 
gung Kuhr's, die von der Commiſſton beantragt worden, aus. Es läge weder 
eine Theilnahme auf Aufruhr, denn Kuhr hat mit vielen Neugierigen das Zeug⸗ 
haus erſt betreten, nachdem es ſchon geſtürmt worden, noch ein Diebſtahl vor, 
denn Kuhr habe das betreffende Gewehr ꝛe. nur aus den Händen eines unbe⸗ 
kannten Mannes genommen, um es zu retten und deſſen eigenthümliche Con⸗ 


ſtruction kennen zu lernen. Er habe deſſen Beſitz vor Keinem geleugnet. Man 
müſſe zur Aufklärung der Angelegenheit ſo viel als möglich beitragen, die genug 


ausgebeutet worden, das Gouvernement zu Freiheitsbeſchränkenden Maßregeln 
zu beſtimmen. (Müurren.) Außerdem müffe die Verſammlung fi conſequent 
bleiben, die bei einem ähnlichen Antrag gegen den Abgeord. Valdenaire denſel⸗ 
ben zurückgewieſen habe. (Ruf: zum Schluß!) f eitet 

„Der Schluß wird, nach vergeblicher Einrede, angenommen. Man 8 
in Folge eines zahlreich unterſtützten Antrages, zur namentlichen Abſtime 


der Begutachtung der Central-Abtheilung, die nachgeſuchte Erlaubnit zu Kuhrs 
gerichtlicher Verfolgung zu ertheilen. 
haben geſtimmt 242, für Nein 17, gefehlt haben bei der Abſtimmm 
Die gerichtliche Verfolgung i 


die nächſte auf 


Für Ja 
Das Refultat war folgen 131, 88 


fi alſo mit einer 
Dien⸗ 


nn 


ſich derſelben enthalten 12. 
Majorität von 225 zugrlaffen. 
Die Heutige Sitzung wurde um 4 Uhr geſchloſſen und 
ſtag den J. k. M, Vormittags 11 Uhr feſtgeſetzt. 


ir J 18.592 e Verant N 
[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction ee 
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. > ee ee A 
Herr Paſtor Röder in Neuſtadt h/ P. iſt Seitens mehrere Mitglieder ſei⸗ 


N 2 3 über die Verwendung der 
ner Kirchengemeinde zur öffentlichen Rechnungslegung u. ; 2 
gegen 100 Kehle Kollektengelder, die er für die Verunglückten zu ions, Dat 


* 


zc. und die armen Landwehrfamilien von mehreren Gemeinden eingezogen i 


1 


der Spenerſchen Zeitung aufgefordert. 


Demſelben wird hiermit gerathen, dieſer Aufforderung zur Rettung des Ver⸗ 
trauens, das bei Vielen ſeiner Gemeindeglieder zu ihm geſchwunden, ohne Ver⸗ 


zug zu genügen. 


Soll das Vertrauen zu ihm nicht fallen, wenn derſelbe am Aten und 5ten 
Theilnahme an dem polniſchen Aufſtand ſeine Zuhö⸗ 
rer in der Kirche beim öffentlichen Gottesdienſte angeregt und jetzt von den befag- 

. einen Theil zur Anſchaffung einige 
w 


Faſten⸗Sonntage d. J. zur 


Nothwendiger Verkauf. 


Land⸗ und Stadtgericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung, den Sten Juni 1848. 


Das Grundſtück des Regierungs⸗Seeretairs 
Conſtantin Kaluba hier am Markte sub Nro, 
60., abgeſchätzt auf 12,949 Rthlr. 12 Sgr 21 Pf., 
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 6ten September 1848 Vormit⸗ 

tags 11 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläubi⸗ 
ger: 

1) die Erben des verſtorbenen Kaufmanns Vin⸗ 

cent Rofe hier, 
2) die Wittwe Lutya Bone geborne Bocquet, 
event deren Erben, 
werden hierzu öffentlich vorgeladen. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land⸗ und Stadtgericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung, den 16 ten Februar 1848. 


Das den Julianna Zychlinskiſchen Erben 
gehörige Hausgrundflüd No. 163. St. Martin zu 
Poſen, abgeſchätzt auf 16,963 Rthlr. 12 Sgr. 5 
Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Bedin⸗ 
gungen in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am aten Oktober 1848 Vormit⸗ 

tags 10 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Ediktalvorladung. 

Der am 26ſlen Februar 1790 zu Loſſen geborne 
Gottfried Ueberſchär, Sohn des daſigen 
Bauers Gottfried ueberſchär, der ſich zu Oſtern 
1837 von feinem Wohnorte Loſſen angeblich nach 
Poſen entfernt hat, fo wie feine etwaigen unbe⸗ 
kannten Erben oder Erbnehmer werden hiermit vor⸗ 


eladen, ſich entweder 2 
8 am gien November 1848 


bis ſpäteſtens 5 Uhr Nachmittags in dem Gerichts⸗ 
Zimmer zu Loſſen, Kreis Brieg in Schleſten, 
oder vorher ſchriftlich oder mündlich in der Gerichts⸗ 
Kanzlei zu Löwen zu melden und weitere Anwei⸗ 
ſung zu gewärtigen. : 
Sollte ſich bis zum Iten November 1848 Nies 
mand gemeldet haben, ſo wird der Gottfried Ueber⸗ 
ſchär für todt erklärt, die mit vorgeladenen unbe⸗ 
kannten Erben aber mit ihren Anſprüchen an deſſen 
Nachlaß präkludirt und das zurückgelaſſene Vermö⸗ 
gen des Provocaten den bekannten Erben, welche 
ſich als ſolche legitimiren, ausgeantwortet werden. 
Löwen, den 29. November 1847. 
Gerichts-Amt der Herrſchaft Loſſen. 


Höherm Befehle zufolge ſollen Montag den 
7ten Auguſt c. früb 9 Uhr auf dem Wilhelms⸗ 
platz hierſelbſt circa 20 Stück Beute⸗ Pferde gegen 
gleich baare Bezahlung öffentlich an den Meiſtbie⸗ 
tenden verkauft werden. 

1 Weder für innere noch äußere Fehler wird garan⸗ 
irt 


Poſen, den 28. Juli 1848. . 
v. Schimmelfennig, Major 
im 7. Huſaren⸗Regt. 


Bekanntmachung. 
Zufolge Auftrags des hieſigen Königlichen Land⸗ 
und Stadtgerichts habe ich zum Verkauf verſchiede⸗ 
ner Gegenſtände gegen gleich baare Zahlung, als: 


1058 


ritus weſentlich beſſer, 


r Zeitfchriften verwenden 


Ein Parochianer. 


Meubles, Kutſch⸗ und Reitpferden, eines Kutſch⸗ 


wagens, einer Britſchke und eines Schlittens, fo 


wie ungedroſchenen Rapſes und einer anſehnlichen 
Quantität in Klaftern geſchlagenen Kiefern Brenn⸗ 
holzes einen Termin auf 
den 22. Auguſt c. Morgens 8 Uhr 
und dir folgenden Tage in den Dörfern Bucz und 
Sniaty reſp. deren Forſten anberaumt, wozu Kaufe 
luſtige mit dem Bemerken geladen werden, daß mit 
dem Verkaufe des Mobiliars der Pferde und Equi⸗ 
pagen in Bucz zuerſt vorgeſchritten werden wird. 
Koſten, den 29. Juli 1848. 
Koch als Kommiſſarius. 


Freitag den J. Auguſt d. J. werden Vormittags 
um 10 Uhr in Pawlowice verſchiedene Mobiliar⸗ 
und Garderobe ⸗ Gegenſtände, auch 2 Kutſchpferde 
und ein Reitpferd mit Geſchirr öffentlich meiflbietend 
verauktionirt werden. 

Poſen, den 1. Auguſt 1848. Keigel, Ref. 
— —— . —ʒ—-—— 

Bei ſeiner Abreiſe von hier ſagt allen ſeinen lieben 
Freunden und Bekannten das herzlichſte Lebewohl 

der Apotheker A. Reetz. 


Die auf heute Vormittag im Auktions⸗Lokal an⸗ 
gekündigte Auktion findet erſt Donnerſtag den Zten 
Auguſt ſtatt. 


Ein vollſtändiges Billard nebſt Zubehör iſt billig 
zu verkaufen. Kaufluſtige werden erſucht, ſich Mitte 
woch den 2ten Auguſt um 9 Uhr Vormittags im 
Oſſizier⸗Speiſeſaal des Wilda⸗Forts einzufinden. 
Fre 


Eine anſtändige Familie wünſcht Penſtonaire aufs 
zunehmen. Das Nähere in der Expedition d. Ztg. 
K —T—0—0—0—0—0—0—0—0T0T0TP0bTTT Doreen 


Ich erlaube mir a. ech ee Publikum auf meine 
Bettfedern-Reinigungs⸗Anſtalt 
aufmerkſam zu machen, welche von heutigem Tage 
wieder eröffnet iſt und vermittelſt derer die Federn 
durch Dampf von Staub, Motten, Krankheiten, 

Schweiß ꝛc. gereinigt werden. 


Um geneigte Aufträge bittet 
3 F. W. Gillert, 


Schifferſtraße No. 10. im neuerbauten Kleemann⸗ 
ſchen Hauſe. 


Eu 


Markt 67., 


2 Ausverkauf zurückgeſetzter Schnittwaas 
ren vom 1. Auguſt ab. 

Poſen 1818. € 

AANAAAAANNAAANAANAAN 
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Ein kleiner Laden mit oder ohne Wohnung iſt im 
Roſenfeld ſchen Haufe Breiteſtraße No. 12. von 
Michaeli c. zu vermiethen. 


Mehrere bequeme Wohnungen, ſowie eine Keller⸗ 
wohnung, welche ſich zu einem Geſchäfte eignet, find 
in meinem Hauſe von Michaelis an zu vermiethen 

D. Goldberg, 
Alten Markt No. 83. 


Graben No. 3. a; iſt ein Laden nebſt Wohnung, 
wie auch No 10. eine geräumige Familien⸗Wohnung 
parterre zu vermiethen. Nähere Erkundigung er⸗ 
theilt Jakob Adolph, Graben No. 3. B. 


Die 


das 
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einzig und allein bis jetzt als bewährt anerkannten 


Klahm's Dr. Gräfeſche Bruſtthee⸗Bonbons, 


Pe Pfund à 10 Sgr., 

find nur einzig und allein ächt in der Haupt» Niederlage für das Großherzogthum Poſen bei 
0 E. Buſch in Poſen, Friedrichsſtraße No. 3. 

Ernſt C. Klahm, Geſundheits⸗Bonbon⸗Fabrikant in Berlin. 


Markt- Bericht. Berlin, den 29. 

An heutiger Kornbörſe waren die Preiſe von Weizen nach Qual. 49— 54: 
Roggen nach Qual. 25 — 28, dto. pr. Herbſt ohne Abgabe 27 Thlr. G.; Gerſte 
loco nach Qual. 21—26 Thlr.; Hafer loco nach Qual. 16 — 18 Thlr.; Rüböl 
loco 11—103 Tolr.; dto. pro Herbſt 11 à 103 Thlr. — 
bez., do. Sept. / Oct. 18 à 174. Für Weizen trat wiederum eine Beſſerung ein, 
da die Notirungen aus Hamburg lauteten; Rüböl etwas matter, 
da man im Allgemeinen für die Kartoffelkrankheit fürchtet. 


Juli. 


Spiritus loco 193 
dagegen Spi⸗ 


Druck u. Verlag von W. Decker K Comp. Verantwortl. Redacteur: C. Henſel. 


Die Gewerbe = Lotterie: Ausftellung auf 


dem alten Markte im Handelsſaale. 
um Beſten armer Handwerker, deren Verhält⸗ 
niſſe es nicht erlaubten, ſich mit Arbeiten bei der 
Lotterie zu betheiligen, it Mittwoch den 26ſten 
Juli begonnen und wird eine Zeitlang alle Tage 
von Morgens 8 bis 12 Uhr, Nachmittags von 3 
bis 7 Uhr, mit Ausnahme des Dienſtags, gegen 
ein Entree von 24 Sgr., für jeden Inhaber eines 
Loofes aber einmal gratis, zu fehen ſeyn. 
Der Gewerbe-Lotterie⸗Ausſchuß des 
Handwerker ⸗Vereins. 
Opitz, Sattlermeiſter. Waller, Nadlermeiſter. 
Machmar, Buchbindermeiſter. Berliner, Schnei⸗ 
dermeiſter. Schnierſtein, Schloſſermeiſter. Bütt⸗ 
ner, Tiſchlermeiſter. Haller, Maler. Meyer, 
Buchbindermeiſter. Karczewski, Handſchuhma⸗ 
cher. Buchholz, Friſeur. Krömkowski, 
Tiſchlermeiſter. 


Wiederum neue Holländiſche Heringe empfingen 
8 Gebr. Baffallt 


Gefahrloſes Fliegenpapier, der Bogen zu 6 Pf., 
Buchweiſe billiger bei J. Appel, 
Wilhelmsſlraße Poftſeite. 


Anzeige. 
Vom erſten Auguſt ab verkaufe ich: 
Einfachen Kümmel Branntwein das Quart 
mit 8 2 . . Sgr. 
Alle doppelte Branntweie 5 „ 
Spiritus vmi 905 flar . . 74 
Poſen, den 31. Juli 1848. 
C. F. Jänicke, Breiteſtraßt No. 17. 
an der Walliſchei⸗Brücke. 


K- ... — c . — — 
Am 3. Mai c. wurde mir hierorts von polniſchen 
Inſurgenten unter anderm ein Wechſel über 150 
Thlr., ausgeſtellt (in jüdiſcher Schrift) im Monat 
Marcheſchwon (Oktober) 1847 vom Herrn Salo⸗ 
mon Kuttner hier an meine Ordre, zahlbar 1 
Jahr nach Dato, weggenommen. Es ſind gegen 
etwanigen Mißbrauch die nöthigen Maßregeln ge⸗ 
troffen, und wird dem Wiederbringer eine angemeſ⸗ 
ſene Belohnung zugefichert. 
Wreſchen, den 24. Juli 1848. 


Meyer Markus, Poſamentier. 


Verlorner Hund. 

Am 29. d. M. Abends iſt mir ein braun⸗ und 
weiß gefleckter Wachtelhund, mit braunen BVehängen 
und weißer Ruthe, auf den Namen Pindor hörend, 
aus meiner Behauſung verloren gegangen. Der 
ehrliche Finder deſſelben wird gebeten, gegen eine gute 
Belohnung ſelbigen zurückzuſchicken. Gleichzeitig wird 
vor Ankauf deſſelben gewarnt. a 

Poſen, den 30. Juli 1848. E. Schwarz, 

Beſitzer des Hotel de Dresde. 


T: y ĩðͤ v 
Zum Abſchiede des 18. Inf.⸗Regts. 
Heute Dienſſag den 1. Auguſt: 


Großes Tanzvergnügen 


im Elifenfaal, 
Triedrichsſtraße No. 28., und ebendaſelbſt großes 
Enten, Gänſe⸗ u. Aprikoſen-Ausfchlcben, 
welches jedoch um 5 Uhr anfängt, und wozu freund, 


lichſt einladet T. Zychlinski. 


Dienſtag den Iten August Nachmit 3 
a Großes Ausſchieben gs 3 Uhr: 

von lebendigen Gänſen, Enten und 8 

Braten, wozu ergebenſt einladet e 


Dem konſlitutionellen Bauer, welcher in der Bei⸗ 
lage der Pofener Zeitung No. 172. Seite 1026. um 
Belehrung bittet, zur Antwort: daß er die ge⸗ 
wünſchte Belehrung in F. 16. der allgemeinen Jagd⸗ 
pacht⸗ Bedingungen findet und es demſelben überlaf- 
ſen bleiben muß, ſich deren Einſicht, event. bei 
Jagdpächtern, zu verſchaffen. 

Foiſthaus Ludwigsberg, den 28. Juli 1848. 

Der Königl. Oberförſter. 


